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Einfache Anfrage zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention im 
städtischen Personalwesen 

 

Geschätzter Herr Stadtpräsident 
Geschätzte Mitglieder des Stadtrates 
Geschätzter Stadtparlamentspräsident 

Die UN-Behindertenrechtskonvention, Artikel 19 und 27, zielt darauf ab, die 
Chancengleichheit von Menschen mit Behinderungen zu fördern und ihre 
gleichberechtigte Teilhabe am gesellschaftlichen Leben zu gewährleisten. Ein 
wichtiger Aspekt dabei ist die Integration in den Arbeitsmarkt. Als Stadtverwaltung 
haben Sie die Möglichkeit, hier eine Vorreiterrolle einzunehmen. In diesem 
Zusammenhang bitte ich den Stadtrat um Auskunft über die bisherige Umsetzung 
sowie die geplanten Massnahmen: 

1. Ist-Analyse und Barrierefreiheit 

• Wie viele Menschen mit Behinderung beschäftigt die Stadt Weinfelden? 
(aufgeschlüsselt nach Verwaltungsbereichen)? 

• Welche konkreten Massnahmen zur baulichen und technischen 
Barrierefreiheit wurden bereits umgesetzt? Oder sind überhaupt Massnahmen 
nötig? 

• Wo sieht die Stadt noch Verbesserungsbedarf? 

2. Beschäftigungsförderung und Integration 

• Welches Konzept verfolgt die Stadt zur gezielten Schaffung inklusiver 
Arbeitsplätze? 

• Wie werden Führungskräfte und Mitarbeitende für die Zusammenarbeit mit 
Menschen mit Behinderungen sensibilisiert und qualifiziert? 

• Welche Unterstützungsangebote (z.B. Job-Coaching, Mitarbeit mit 
Organisationen z.B. mitschaffe.ch, technische Hilfen) stehen zur Verfügung? 



3. Strategische Ausrichtung 

• Welche messbaren Ziele hat sich die Stadt bezüglich der Beschäftigung von 
Menschen mit Behinderungen gesetzt? 

• Wie wird die Zielerreichung überprüft? 

• Welche Massnahmen plant die Stadt, um ihre Vorbildfunktion gegenüber der 
Privatwirtschaft wahrzunehmen? 

Bitte stellen Sie in Ihrer Antwort auch dar: 

• Welche finanziellen Mittel für die genannten Massnahmen im aktuellen 
Haushalt eingestellt sind 

• Wie die Interessenvertretungen von Menschen mit Behinderungen in die 
Planungen einbezogen werden 

• Welche Best-Practice-Beispiele die Stadt als Orientierung nutzt 

Die konsequente Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention ist eine zentrale 
gesellschaftspolitische Aufgabe. Als öffentlicher Arbeitgeber kommt der Stadt dabei 
eine besondere Verantwortung zu. 

Ich danke Ihnen für die Beantwortung meiner Anfrage und Ihr Engagement für eine 
inklusive Stadtgesellschaft. Für Rückfragen stehe ich selbstverständlich gerne zur 
Verfügung. 

 

Freundliche Grüsse 

 

Nicole van Rooijen-Rollier 
Stadtparlamentarierin Die Mitte 
Präsidentin Die Mitte Weinfelden 

 


